Dcutsdier Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudcsadie 328 


Anttrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, FDP, GB/BHE, DP 


Der Bundestag wolle besdiließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über Änderungen von Vorschriften des Zweiten Buches der Reichs- 
versicherungsordnung und zur Ergänzung des Sozialgeriditsgesetzes 
(Gesetz über Kassenarztredit - GKAR) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 

Änderungen der Reidisversicherungsordnung 

Die Reichsversidierungsordnung wird wie 
folgt geändert: 

1. Im Vierten Abschnitt des Zweiten Buches er- 
hält die Überschrift des Teils VI folgenden 
Wortlaut: 

„VI. Verhältnis zu Ärzten, Zahnärzten, 
Krankenhäusern, Apotheken und Heb- 
ammen“ 

2. Die §§ 368 bis 369 werden durch die folgen- 
den §§ 368 bis 368 p ersetzt: 

4 368 

(1) Ärzte, Zahnärzte und Krankenkassen 
(§ 225) wirken zur Sicherstellung der ärzt- 
lichen Versorgung der Versicherten und ihrer 
Angehörigen (kassenärztliche Versorgung) zu- 
sammen. Ihre Beziehungen regeln sich nach 
den Vorschriften der §§ 368 a bis 368 p. Die 
Regelung erstreckt sich auf 

die Zulassung zur kassejiärztlichen Tätig- 
keit 

(§§ 368 a bis 368 c), 

die Grundsätze für die kassenärztliche 
Tätigkeit 

(§§ 368 d bis 368 f), 

das ' Vertragswesen und das Schlichtungs- 
wesen 

(§§ 368 g bis 368 h), 


die Bildung von Kassenärztlichen Vereini- 
gungen 

(§§ 368 i bis 368 m), 

die Errichtung von Landes- und Bundes- 
ausschüssen der Ärzte und Krankenkassen 
(§§ 368 n bis 368 p). 

Soweit sich die folgenden Vorschriften auf 
Ärzte beziehen, gelten sie entsprechend für 
Zahnärzte. 

(2) Die kassenärztliche Versorgung umfaßt 
die ärztliche Behandlung (§ 182). Zu ihr ge- 
hören auch die Anordnung der Hilfeleistung 
anderer Personen, die Verordnung von 
Arznei- und Heilmitteln und von Kranken- 
hauspflege sowie die Ausstellung der für die 
sonstigen Leistungen der Krankenkassen er- 
forderlichen Bescheinigungen. 

§ 368 a 

(1) Um eine ausreichende ärztliche Versor- 
gung und die freie Wahl unter einer genü- 
genden Zahl von Ärzten zu gewährleisten, 
sind im Zulassungsbezirk (§ 368 b Abs. 1) in 
der Regel 

auf je sechshundert Mitglieder mindestens 
ein Arzt und 

auf je eintausendzweihundertundfünfzig 
Mitglieder mindestens ein Zahnarzt 

zuzulassen (Verhältniszahl). Bei der Feststel- 
lung der Verhältniszahl werden, soweit es sich 
um die gegen Krankheit versicherten Rentner 
handelt (§ 4 des Gesetzes über die Verbesse- 
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rung der Leistungen in der Rentenversiche- 
rung vom 24. Juli 1941 — Reidisgesetzbl. I 
S. 443 — ), 66^/;j V. H. der Renten ange- 
rechnet. 

(2) Die Zulassung erfolgt für einen oder 
mehrere Orte oder für Ortsteile (Kassenarzt- 
sitz). 

(3) Um die Zulassung kann sidi jeder Arzt 
bewerben, der seine Eintragung in ein Arzt-, 
Zahnarztregister (Arztregister) nachweist. Die 
Arztregister werden von den Kassenärzt- 
lichen Vereinigungen für jeden Zulassungs- 
bezirk geführt. Die Eintragung in ein Arzt- 
register berechtigt zur Bewerbung im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes. 

(4) Die Zulassung bewirkt, daß der Kassen- 
arzt ordentliches Mitglied der für seinen 
Kassenarztsitz zuständigen Kassenärztlichen 
Vereinigung wird und zur Teilnahme an der 
kassenärztlichen Versorgung berechtigt und 
verpflichtet ist; die vertraglidien Bestimmun- 
gen über die kassenärztliche Versorgung 
(§ g) sind für ihn verbindlich. 

(5) Die angestellten oder im Bcamtenver- 
hältnis stehenden leitenden Krankenhausärzte 
(Chefärzte und Leiter selbständiger Fach- 
abteilungen) können vom Zulassungsausschuß 
auf Antrag für die Dauer ihrer Tätigkeit an 
dem Krankenhause an der kassenärztlichen 
Versorgung durch Überweisung von Kassen- 
ärzten beteiligt werden. Die Voraussetzung 
für die Beteiligung ist die Eintragung des 
Krankenhausarztes in das Arztregister. Für 
die Dauer und den Umfang ihrer Beteiligung 
haben diese Ärzte die Redite und Pflichten 
der Kassenärzte. 

§ 368 b 

(1) Zur Beschlußfassung und Entscheidung 
in Zulassungssachen errichten die Kassenärzt- 
lichen Vereinigungen und die Landesverbände 
der Krankenkassen für den Bezirk jeder 
Kassenärztlichen Vereinigung oder für Teile 
dieses Bezirks (Zulassungsbezirk) 

einen Zulassungsausschuß für Ärzte und 

einen Zulassungsausschuß für Zahnärzte. 

(2) Die Zulassungsausschüsse bestehen aus 
Vertretern der Ärzte und der Krankenkassen 
in gleicher Zahl. Die Vertreter der Ärzte und 
deren Stellvertreter werden von den Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen, die Vertreter der 
Krankenkassen und deren Stellvertreter von 
den Landesverbänden der Krankenkassen 
bestellt. Unter den Vertretern der Ärzte muß 
ein in das Arztregister eingetragener nicht- 


zugelassener Arzt sein. Die Mitglieder der 
Zulassungsausschüsse versehen ihr Amt als 
Ehrenamt; sie sind an Weisungen nicht ge- 
bunden. Den Vorsitz führt abwechselnd ein 
Vertreter der Ärzte und der Krankenkassen. 
Die Zulassungsausschüsse beschließen mit ein- 
facher Stimmenmehrheit; bei Stimmengleich- 
heit gilt ein Äntrag als abgelehnt. 

(3) Die Geschäfte der Zulassungsausschüsse 
werden bei den Kassenärztlichen Vereinigun- 
gen oder deren Untergliederungen geführt. 
Die Kosten der Zulassurlgsausschüsse werden, 
soweit sie nicht durch Gebühren gedeckt sind, 
je zur Hälfte von den Kassenärztlichen Ver- 
einigungen und den Landesverbänden der 
Krankenkassen getragen. Die Vorschriften 
der §§ 115 bis 117 gelten entsprechend. 

(4) Gegen die Entscheidungen der Zu- 
lassungsausschüsse über die Zulassung und 
über die Entziehung der Zulassung sowie 
über die Beteiligung und den Widerruf der 
Beteiligung nach § 368 a Äbs. 5 können die 
beteiligten Ärzte, die Kassenärztlichen Ver- 
einigungen und die Landesverbände der 
Krankenkassen binnen einem Monat nach 
Zustellung der Entsdaeidung Berufung an den 
Berufungsausschuß einlegen; die Berufung 
bewirkt Aufschub, wenn nicht der Berufungs- 
ausschuß auf Antrag des Zulassungsausschusses 
die sofortige Vollziehung der Entscheidung 
anordnet. 

(5) Die Kassenärztlichen Vereinigungen 
und die Landesverbände der Krankenkassen 
errichten für den Bezirk jeder Kassenärzt- 
lichen Vereinigung 

einen Berufungsausschuß für Ärzte und 

einen Berufungsausschuß für Zahnärzte. 
Nach Bedarf können mehrere Berufungsaus- 
schüsse für den Bezirk einer Kassenärztlichen 
Vereinigung oder es kann ein gemeinsamer 
Berufungsausschuß für die Bezirke mehrerer 
Kassenärztlicher Vereinigungen errichtet wer- 
den. Die Berufungsausschüsse bestehen aus 
einem Vorsitzenden mit der Befähigung zum 
Richteramt und aus Vertretern der Ärzte und 
der Krankenkassen in gleicher Zahl als Bei- 
sitzer. Über den Vorsitzenden sollen sich die 
Beisitzer einigen; kommt eine Einigung nicht 
zustande, so beruft ihn die für die Sozial- 
versicherung zuständige oberste Verwaltungs- 
behörde im Benehmen mit den Kassenärzt- 
lichen Vereinigungen und den Landesverbän- 
den der Krankenkassen. Die Vorschriften des 
Äbsatzes 2 Sätze 2 bis 4 und des Absatzes 3 
gelten entsprechend. Die Berufungsausschüsse 
beschließen mit einfacher Stimmenmehrheit. 
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(6) Das Verfahren vor den Berufungsaus- 
schüssen gilt als Vorverfahren im Sinne der 
§§78 und 79 des Sozialgerichtsgesetzes vom 

3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1239). 

(7) Die Aufsicht über die Führung der Ge- 
schäfte der Zulassungsausschüsse und der Be- 
rufungsausschüsse führen die für die Sozial- 
versicherung zuständigen obersten Verwal- 
tungsbehörden der Länder. Sie berufen die 
Vertreter der Ärzte und der Krankenkassen, 
wenn und solange eine Bestellung durch die 
Kassenärztlichen Vereinigungen oder die 
Landesverbände der Krankenkassen nicht 
erfolgt. 

§ 368 c 

(1) Die Zulassungsordnungen regeln das 
Nähere über die Zulassung. Sie werden vom 
Bundesminister für Arbeit nach Beratung mit 
den Bundesausschüssen (§ 368 n) mit Zustim- 
mung des Bundesrates als Rechtsverordnung 
erlassen. 

(2) Die Zulassungsordnungen müssen Vor- 
schriften enthalten über 

1. die Feststellung der Verhältniszahl, 

2. die Bildung und Abgrenzung der Zu- 
lassungsbezirke, 

3. die Führung der Arztregister durch die 
Kassenärztlichen Vereinigungen und die 
Führung von Bundesarztregistern durch 
die Kassenärztlichen Bundesvereinigungen 
sowie das Pvccht auf Einsicht in die Arzt- 
register und die Registerakten, insbeson- 
dere durch die betroffenen Ärzte und 
Krankenkassen, 

4. die Voraussetzungen und das Verfahren 
für die Eintragungen in die Ärztregister, 

5. die Zahl, die Bestellung und die Äbberu- 
fung der Mitglieder der Zulassungsaus- 
schüsse sowie ihrer Stellvertreter, ihre 
Amtsdauer, ihre Amtsführung und die 
ihnen zu gewährende Erstattung der Bar- 
auslagen und Entschädigung für Zeitver- 
lust, 

6. die Geschäftsführung der Zulassungsaus- 
schüssc, 

7. das Verfahren vor den Zulassungsaus- 
.schüssen, 

8. die Verfalirensgebühren und die Vertei- 
lung der Kosten der Zulassungsausschüsse 
auf die beteiligten Verbände, 

9. die Bestimmung und die Ausschreibung 
der Kassenarztstellen, 


10. die Voraussetzungen für die Zulassung 
hinsichtlich der Ausbildung und der per- 
sönlichen und beruflichen Eignung, 

11. die Grundsätze für die Auswahl unter den 
Bewerbern, 

12. den Umfang der Beteiligung der leitenden 
Krankenhausärzte, 

13. das Ende, das Ruhen und die Entziehung 
der Zulassung und der Beteiligung. 

(3) Die Zulassungsordnungen bestimmen, 
unter w^elchen Voraussetzungen und in wel- 
chem Umfange die Kassenärzte Assistenten 
und Vertreter in der kassenärztlichen Ver- 
sorgung beschäftigen dürfen. Sie können Vor- 
schriften über eine gemeinschaftliche Aus- 
übung der kassenärztlichen Tätigkeit durch 
mehrere Kassenärzte enthalten. 

§ 368 d 

(1) Es besteht vorbehaltlich der Vorschrif- 
ten der Absätze 2 und 3 freie Wahl unter den 
Kassenärzten und den Zahnkliniken der 
Krankenkassen sowie im Überweisungsfall 
unter den beteiligten Krankenhausärzten 
(§ 368 a Abs. 5). Nichtzugelassene Ärzte dür- 
fen nur in Notfällen in Anspruch genommen 
werden. Die Inanspruchnahme der Universi- 
tätspolikliniken und der Eigeneinrichtungen 
der Krankenkassen richtet sich nach den hier- 
über abgeschlossenen Verträgen. Zahl und 
Umfang dieser Eigeneinrichtungen dürfen nur 
auf Grund vertraglicher Vereinbarung ver- 
mehrt werden. 

(2) Wird ohne zwingenden Grund ein an- 
derer als einer der nächsterreichbaren Kassen- 
ärzte oder beteiligten Krankenhausärzte in 
Anspruch genommen, so hat der Versicherte 
die Mehrkosten zu tragen. 

(3) Der Kassenarzt und der beteiligte Kran- 
kenhausarzt dürfen während des gleichen 
Bchandlungsfalles nicht ohne triftigen Grund 
gewechselt werden. 

(4) Die Übernahme der Behandlung ver- 
pflichtet den Kassenarzt und den beteiligten 
Arzt dem zu Behandelnden gegenüber zur 
Sorgfalt nach den Vorschriften des bürger- 
lichen Vertragsrechts. 

§ 368 e 

Der Versicherte hat Anspruch auf die ärzt- 
liche Versorgung, die zur Fieilung oder Lin- 
derung nach den Regeln der ärztlichen Kunst 
zweckmäßig und ausreichend ist (§ 182 



Abs. 2). Leistungen, die für die Erzielung des 
Heilerfolges nicht notwendig oder unwirt- 
sAaftlich sind, kann der Versicherte nicht 
beanspruchen, der Kassenarzt und der betei- 
ligte Krankenhausarzt dürfen sie nicht bewir- 
ken oder verordnen, 

§ 368 f 

(1) Die Krankenkasse entrichtet für die ge- 
samte kassenärztliche Versorgung (§ 368) mit 
befreiender Wirkung eine Gesamtvergütung 
an die Kassenärztliche Vereinigung. Die 
Kassenärztliche Vereinigung verteilt die Ge- 
samtvergütung unter die Kassenärzte. Sie 
wendet dabei den Verteilungsmaßstab an, den 
sie im Benehmen mit den Verbänden der 
Krankenkassen festgesetzt hat; hierbei kann 
auch ein von den Bundesausschüssen be- ' 
schlossener Gebührentarif zugrunde gelegt 
werden. Bei der Verteilung sind Art und Um- 
fang der Leistungen des Kassenarztes zu be- 
rücksichtigen; eine Verteilung der Gesamt- 
vergütung nur nach der Zahl der Behand- 
lungsfälle (Krankenscheine) ist nicht zulässig. 
Der Verteilungsmaßstab soll zugleich sicher- 
steilen, daß eine übermäßige Ausdehnung der 
Tätigkeit des Kassenarztes verhütet wird. 

(2) Die Höhe der Gesamtvergütung be- 
stimmt sich 

1. nach der jeweiligen Zahl der Versicherten 
und 

2. dem durchschnittlichen Jahresbedarf eines 
Versicherten an kassenärztlichen Leistun- 
gen (Kopfpauschale). 

Bei der Festsetzung des Kopf pauschal es sind 
angemessen zu berücksichtigen 

a) die in einem von den Vertragsparteien 
zu vereinbarenden Zeitraum (Ausgangs- 
zeitraum) ausgeführten ärztlichen Lei- 
stungen einschließlich der ärztlichen 
Sachleistungen, der Wegegebühren, der 
Leistungen von nicht zugelassenen 
Ärzten in dringenden Fällen und der 
Behandlung von Versicherten außer- 
halb des Kassenbezirks, soweit sie den 
in § 368 e aufgestellten Behandlungs- 
grundsätzen entsprechen, 

b) die für die Leistungen nach Buchstabe a 
im Ausgangszeitraum aufgewendeten 
Ausgaben, 

c) die seit der letzten Festsetzung des 
Kopfpauschales eingetretene Verände- 
rung der Grundlohnsumme, 


d) die seit diesem Zeitpunkt eingetretene 
Vermehrung oder Verminderung der 
ärztlichen Leistungen. 

Das Kopfpauschale wird für jede Kranken- 
kasse berechnet und im Gesamtvertrag 
(§ 368 g Abs. 2 Satz 1 und Abs, 3) fest- 
. gesetzt. Der Gesamtvertrag muß Bestim- 
mungen enthalten über die Anpassung des 
Kopfpauschales an eine während der Lauf- 
zeit des Vertrages eintretende Vermehrung 
oder Verminderung der kassenärztlichen 
Leistungen und an die Entwicklung der 
Grundlohnsumme. In den Bundesmantel- 
verträgen (§ 368 g Abs. 2 Satz 2) sind all- 
gemeine Grundsätze über die Festsetzung 
und die Anpassung des Kopfpauschales auf- 
zustellen (Vergütungsabkommen). 

(3) Abweichend von den Vorschriften des 
Absatzes 2 kann im Gesamtvertrage verein- 
bart werden, daß die Gesamtvergütung nach 
einem Fallpauschale oder nach Einzelleistungen 
oder nach einem System berechnet wird, das 
sich aus der Verbindung mehrerer Berech- 
nungsarten ergibt. Gegen den Willen einer 
Vertragspartei kann eine solche Vereinbarung 
nicht durch Entscheidung der Schiedsämter 
(§ 368 h) ersetzt werden. 

(4) Im Gesamtvertrag kann vereinbart 
werden, daß die Vergütung ärztlicher Sach- 
leistungen, die nidht von Kassenärzten aus- 
geführt werden, nicht In die Gesamtvergütung 
einbezogen wird. Die Vergütung ärztlicher 
Sachleistungen und zahnärztlicher Behandlung, 
die In Eigeneinrichtungen der Krankenkassen 
oder ihrer Verbände ausgeführt werden, soll 
in der Regel nicht in die Gesamtvergütung 
einbezogen werden. Für die Vergütung ärzt- 
licher Leistungen, die nicht in die Gesamt- 
vergütung einbezogen sind, beschließen 
die Bundesausschüsse Richtlinien; sie können 
dabei von den Vorschriften des Absatzes 2 
abweichen. 

(5) Für die stationäre Behandlung in 
Krankenanstalten (§ 368 g Abs. 4), für die 
ärztliche Behandlung der Rentner und ihrer 
Angehörigen, sowie sonstiger Versicherter, 
für die der Beitrag nicht nach dem Grund- 
lohn entrichtet wird, sowie für die ärztliche 
Behandlung solcher Personen, für die die 
Krankenkassen nach der Vorschrift des 
§ 363 a oder nach anderen gesetzlichen Vor- 
schriften die Gewährung ärztlicher Behand- 
lung übernehmen, müssen die Verträge über 
die kassenärztliche Versorgung (§ 368 g) be- 
sondere Bestimmungen über die Vergütung 
der ärztlichen Leistungen enthalten, soweit 
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die Vergütung nicht unmittelbar durch 
andere Kostenträger erfolgt. Die Bundes- 
ausschüsse beschließen die erforderlichen 
Richtlinien. 


§ 368 g 

(1) Die kassenärztliche Versorgung ist im 
Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und 
der Bestimmungen der Bundesausschüsse 
durch schriftliche Verträge der Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen mit den Kranken- 
kassen und ihren Verbänden so zu regeln, 
daß eine gleichmäßige, ausreichende, zweck- 
mäßige und wirtschaftliche Versorgung der 
Kranken gewährleistet ist, und daß die ärzt- 
lichen Leistungen unter Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Lage der Krankenkassen an- 
gemessen vergütet werden. 

(2) Die Kassenärztlichen Vereinigungen 
oder in deren Auftrag ihre Untergliederungen 
schließen mit den Krankenkassen Gesamt- 
verträge über die kassenärztliche Versorgung. 
Den allgemeinen Inhalt der Gesamtverträge 
vereinbaren die Kassenärztlichen Bundes- 
vereinigungen mit den Spitzenverbänden der 
Krankenkassen in Mantelverträgen (Bundes- 
mantelverträge). Die Bundesmantelverträge 
können nach Maßgabe bezirklicher Bedürf- 
nisse durch Vereinbarungen der Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen mit den Landes- 
verbänden der Krankenkassen ergänzt wer- 
den (Landesmantelverträge). 

(3) Gesamtverträge mit Krankenkassen, 
deren Bereich sich über den Bereich einer 
Kassenärztlichen Vereinigung hinaus erstreckt, 
werden von den Kassenärztlichen Bundes- 
vereinigungen geschlossen; sie können den 
Abschluß den beteiligten Kassenärztlichen 
Vereinigungen übertragen. 

(4) Die ärztliche Behandlung bei Kranken- 
hauspflege (stationäre Behandlung in Kranken- 
häusern) ist nur Insoweit Gegenstand der 
Verträge über die kassenärztliche Ver- 
sorgung, als sie durch Kassenärzte erfolgt und 
die Vergütung nicht durch den Pflegesatz 
abgegolten wird. 

(5) Zur Überwachung der Durchführung 
der Verträge, zur Vorbereitung der An- 
passung laufender Verträge an veränderte 
Verhältnisse und zur Vorbereitung des Ab- 
schlusses neuer Verträge sind in allen Ver- 
trägen paritätisch besetzte Vertragsausschüsse 
vorzusehen; die Bundesausschüsse beschließen 
die erforderlichen Richtlinien. 


(6) Kommt ein Vertrag über die kassen- 
ärztliche Versorgung ganz oder teilweise nicht 
zustande, so hat das Schiedsamt (§ 368 h) auf 
Antrag einer der Vertragsparteien zu ver- 
suchen, eine Einigung über den Inhalt des Ver- 
trages herbeizuführen, und, wenn die Ver- 
tragsparteien sich innerhalb einer vom 
Schiedsamt zu setzenden Frist nicht einigen, 
einen Vermittlungsvorschlag zu machen. Wird 
der Vermittlungsvorschlag von den Ver- 
tragsparteien nidit innerhalb eines Monats 
nach seiner Zustellung angenommen, so setzt 
das Schiedsamt innerhalb von drei Monaten 
den Inhalt des Vertrages fest. Die Festsetzung 
hat die Rechtswirkung einer vertraglichen 
Vereinbarung Im Sinne der Absätze 2 und 3. 
Sie kann nach Ablauf eines Jahres mit viertel- 
jährlicher Frist gekündigt werden, sofern 
nicht das Schiedsamt eine frühere Kündigungs- 
möglichkeit vorsieht, 

(7) Kündigt eine Vertragspartei einen Ver- 
trag, so hat sie gleichzeitig die Kündigung 
dem zuständigen Schiedsamt schriftlich mit- 
zuteilen. Kommt bis zum Ablauf eines Ver- 
trages ein neuer Vertrag nicht zustande, so 
hat das Schiedsamt dessen Inhalt innerhalb 
von drei Monaten festzusetzen. Absatz 6 
Sätze 3 und 4 gelten entsprechend. Bis zur 
Entscheidung des Schledsamts gelten die Be- 
stimmungen des bisherigen Vertrages vor- 
läufig weiter. 

(8) Die Einlegung eines Rechtsmittels gegen 
Entscheidungen des Schledsamts hat keine 
aufschiebende Wirkung. 

§ 368 h 

(1) Die Kassenärztlichen Vereinigungen und 
die Landesverbände der Krankenkassen er- 
richten für den Bezirk jeder Kassenärztlichen 
Vereinigung oder für die Bezirke mehrerer 
Kassenärztlichen Vereinigungen 

eInLandesschledsamt für die kassenärztliche 
Versorgung und 

ein Landesschiedsamt für die kassenzahn- 
ärztliche Versorgung. 

Die Kassenärztlichen Bundesvereinigungen 
und die Spitzenverbände der Krankenkassen 
errichten 

ein Bundesschiedsamt für die kassen- 
ärztliche Versorgung und 
ein Bundesschiedsamt für die kassenzahn- 
ärztliche Versorgung. 

(2) Die Landesschledsämter bestehen aus 
einem Vorsitzenden mit der Befähigung zum 
Richteramt oder zum höheren Verwaltungs- 
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dienst und aus Vertretern der Ärzte und der 
Krankenkassen In gleicher Zahl. Über den 
Vorsitzenden und seinen Stellvertreter sollen 
sich die Kassenärztlichen Vereinigungen und 
die Landesverbände der Krankenkassen 
einigen; kommt eine Einigung nicht zu- 
stande, so beruft sie die für die Sozial- 
versicherung zuständige oberste Verwaltungs- 
behörde des Landes Im Benehmen mit den 
Kassenärztlichen Vereinigungen und den 
Landesverbänden der Krankenkassen. Die 
Vertreter der Ärzte und deren Stellvertreter 
werden von den Kassenärztlichen Vereini- 
gungen, die Vertreter der Krankenkassen 
und deren Stellvertreter von den Landes- 
verbänden der Krankenkassen bestellt. Die 
Mitglieder der Landesschiedsämter versehen 
ihr Amt als Ehrenamt; sie sind an Weisungen 
nicht gebunden. Die Kosten der Landesschieds- 
ämter werden, soweit sie nicht durch Ge- 
bühren gedeckt sind, je zur Hälfte von den 
Kassenärztlichen Vereinigungen und den 
Landesverbänden der Krankenkassen ge- 
tragen. 

(3) Die Bundesschiedsämter bestehen aus 
einem Vorsitzenden mit der Befähigung zum 
Richteramt oder zum höheren Verwaltungs- 
dienst und aus Vertretern der Ärzte und der 
Krankenkassen in gleicher Zahl. Über den 
Vorsitzenden und seinen Stellvertreter sollen 
sich die Kassenärztlichen Bundesvereinigungen 
und die Spitzenverbände der Krankenkassen 
einigen; kommt eine Einigung nicht zustande, 
so beruft sie der Bundesminister für Arbeit 
Im Benehmen mit den Kassenärztlichen 
Bundesvereinigungen und den Spitzen- 
verbänden der Krankenkassen. Die Vertreter 
der Ärzte werden von den Kassenärztlichen 
Bundesvereinigungen, die Vertreter der 
Krankenkassen von den Spitzenverbänden 
der Krankenkassen bestellt. Die Vorschriften 
des Absatzes 2 Sätze 4 und 5 gelten ent- 
sprechend. 

(4) In den Fällen des § 368 g Abs. 6 und 7 
sind die Landesschiedsämter zuständig für die 
Festsetzung der im § 368 g Abs. 2 Satz 1 be- 
zeichneten Gesamtverträge und der Landes- 
mantelverträge, die Bundesschiedsämter für 
die Festsetzung der Im § 368 g Abs. 3 be- 
zeichneten Gesamtverträge und der Bundes- 
mantelverträge. 

(5) Gegen die Entscheidungen der Landes- 
schiedsämter können die Vertragsparteien 
binnen einem Monat nach Zustellung der 
Entscheidung das Bundesschiedsamt anrufen. 
Die Anrufung bewirkt bei Streit über die 


Höhe der Gesamtvergütung nur hinsichtlich 
des streitigen Teiles Aufschub; bis zur Ent- 
scheidung ist die Vergütung Im übrigen In der 
Höhe fortzuzahlen, in der sie vor der an- 
gefochtenen Entscheidung gewährt wurde. 
Das Verfahren gilt als Vorverfahren im Sinne 
der §§ 78 und 79 des Sozialgerichtsgesetzes 
vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1239). 

(6) Die Aufsicht über die Geschäftsführung 
der Landesschiedsämter führen die für die 
Sozialversicherung zuständigen obersten Ver- 
waltungsbehörden der Länder. Die Aufsicht 
über die Geschäftsführung der Bundesschieds- 
ämter führt der Bundesminister für Arbeit. 
§ 368 b Abs. 7 Satz 2 gilt entsprechend. 

(7) Der Bundesminister für Arbeit erläßt 
nach Beratung mit den Bundesausschüssen 
qine Schiedsamtsordnung als Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates. Die 
Schiedsamtsordnung muß Bestimmungen ent- 
halten über 

1. die Zahl, die Bestellung, die Amtsdauer und 
die Amtsführung der Mitglieder sowie die 
ihnen zu gewährende Erstattung der Bar- 
auslagen und Entschädigung für Zeitverlust, 

2. die Geschäftsführung, 

3. das Verfahren, 

4. die Erhebung und die Höhe der Gebühren. 

§ 368 i 

(1) Zur Erfüllung der ihnen durch dieses 
Gesetz übertragenen Aufgaben der kassen- 
ärztlichen Versorgung bilden die Kassenärzte 
für den Bereich jedes Landes je eine Kassen- 
ärztliche und Kassenzahnärztliche Vereinigung 
(Kassenärztliche Vereinigungen). Mit Zustim- 
mung der beteiligten, für die Sozialversiche- 
rung zuständigen obersten Verwaltungs- 
behörden können für den Bereich mehrerer 
Länder gemeinsame Kassenärztliche Vereini- 
gungen gebildet werden. 

(2) Die Kassenärztlichen Vereinigungen 
bilden die Kassenärztliche Bundesvereinigung 
und die Kassenzahnärztliche Bundesvereini- 
gung (Kassenärztliche Bundesvereinigungen). 

(3) Die Kassenärztlichen Vereinigungen und 
die Kassenärztlichen Bundesvereinigungen 
sind Körperschaften des öffentlichen Rechts. 
Die Aufsicht über die Kassenärztlichen Bun- 
desvereinigungen führt der Bundesminister 
für Arbeit, über die Kassenärztlichen Ver- 
einigungen die für die Sozialversicherung zu- 
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ständigen obersten Verwaltungsbehörden der 
Länder. Die Aufsicht über die für den Bereich 
mehrerer Länder gebildeten gemeinsamen 
Kassenärztlichen Vereinigungen führt die für 
die Sozialversicherung zuständige oberste 
Verwaltungsbehörde des Landes, in dem diese 
Vereinigungen ihren Sitz haben, die Aufsicht 
ist im Benehmen mit den zuständigen ober- 
sten Verwaltungsbehörden der beteiligten 
Länder wahrzunehmen. Die Aufsicht erstreckt 
sich auf - die Einhaltung von Gesetz und 
Satzung; die §§ 27 d, 27 e, 30 bis 32 gelten 
entsprechend. 

(4) Ordentliche Mitglieder der für ihren 
Arztsitz zuständigen Kassenärztlichen Ver- 
einigungen sind die Kassenärzte und — für 
die Dauer ihrer Beteiligung — die an der 
kassenärztlichen Versorgung beteiligten Ärzte. 
Außerordentliche Mitglieder der für die Füh- 
rung des Arztregisters zuständigen Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen sind die in das 
Arztregister eingetragenen nicht zugelassenen 
Ärzte. 

§ 368k 

(1) Die Kassenärztlichen Vereinigungen 
und die Kassenärztlichen Bundesvereinigungen 
bilden je eine Vertreterversammlung und 
einen Vorstand als Organe der Selbstverwal- 
tung. Mitglieder der Vertreterversammlung 
können nidit Mitglieder des Vorstandes sein. 

(2) Die Gesamtzahl der Mitglieder der Ver- 
treterversammlungen der Kassenärztlichen 
Vereinigungen und der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigungen bestimmt die Satzung. 
Die außerordentlichen Mitglieder sind im 
Verhältnis ihrer Zahl zu der der ordentlichen 
Mitglieder in der Vertreterversammlung ver- 
treten, höchstens aber mit einem Fünftel der 
Mitglieder der Vertreterversammlung. Für 
jede Kassenärztliche Vereinigung muß jedoch 
mindestens ein Vertreter der Vertreterver- 
sanimlung der Kassenärztlichen Bundes- 
vereinigung angehören; für die außerordent- 
lichen Mitglieder gilt Satz 2 entsprechend. 

(3) Bei den Kassenärztlichen Vereinigungen 
und bei den Kassenärztlichen Bundesvereini- 
gungen bestimmt die Satzung die Zahl der 
Mitglieder der Vorstände. Ihnen muß ein in 
das Arztregister eingetragener nichtzugelasse- 
ner Arzt angehören. 

(4) Die ordentlichen und außerordentlichen 
Mitglieder der Kassenärztlichen Vereinigungen 
wählen getrennt aus ihrer Mitte in unmittel- 
barer und geheimer Wahl die Mitglieder der 


Vertreterversammlungen. Die ordentlichen 
Mitglieder der Vertreterversammlungen der 
Kassenärztlichen Vereinigungen wählen aus 
ihrer Mitte ln unmittelbarer und geheimer 
Wahl die Mitglieder der Vertreterversamm- 
lungen der Kassenärztlichen Bundesvereini- 
gungen. Die Gesamtheit der Vertreter der 
außerordentlichen Mitglieder in den Vertreter- 
versammlungen der Kassenärztlichen Vereini- 
gungen wählt aus ihrer Mitte die Vertreter 
der außerordentlichen Mitglieder in den Ver- 
treterversammlungen der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigungen. 

(5) Die Vertreter der ordentlichen und 
außerordentlichen Mitglieder in den Ver- 
treterversammlungen wählen in unmittel- 
barer und geheimer Wahl getrennt die Mit- 
glieder der Vorstände. 

§ 3681 

(1) Die Vertreterversammlung beschließt 
die Satzung; diese bedarf der Genehmigung 
durch die Aufsichtsbehörde. Die Satzung muß 
Bestimmungen enthalten über 

1. Name, Bezirk und Sitz der Vereinigung, 

2. Zusammensetzung, Wahl, Amtsdauer, 
Amtsführung sowie Aufgaben und Befug- 
nisse der Organe, 

3. Rechte und Pflichten der ordentlichen 
und außerordentlichen Mitglieder, 

4. Aufbringung und Verwaltung der Mittel, 

5. jährliche Prüfung der Betriebs- und Rech- 
nungsführung, 

6. Änderung der Satzung, 

7. Art der Bekanntmachungen. 

(2) Die Satzungen der Kassenärztlichen 
Vereinigungen müssen Bestimmungen ent- 
halten, nach denen die von den Bundes- 
vereinigungen abgeschlossenen Verträge und 
die dazu gefaßten Beschlüsse sowie die Be- 
stimmungen über die überbezirkliche Durch- 
führung der kassenärztlichen Versorgung und 
den Zahlungsausgleich zwischen den Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen für die Mitglieder 
der Kassenärztlichen Vereinigungen verbind- 
lich sind. 

(3) Sollen Verwaltungs- und Abrechnungs- 
stellen errichtet werden, so müssen die Sat- 
zungen der Kassenärztlichen Vereiniguneen 
über Errichtung und Aufgaben dieser Stellen 
Bestimmungen enthalten. 

(4) Die Satzungen der Kassenärztlichen 
Vereinigungen müssen ferner Bestimmungen 
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enthalten über -die Befugnisse der Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen gegenüber Mitglie- 
dern, die Ihre kassenärztllchen Pflichten nicht 
oder nicht ordnungsgemäß erfüllen. Sie kön- 
nen zu diesem Zweck Verwarnung, Verweis 
und Geldbuße vorsehen. Die Kassenärztllchen 
Bundes Vereinigungen können Richtlinien über 
das Verfahren aufstellen. 

(5) Die Satzungen der Kassenärztllchen 
Vereinigungen können Bestimmungen ent- 
halten über eine Invallditäts-, Alters- und 
Hlnterbllebenenversorgung Ihrer Mitglieder. 
In den Satzungen kann vorgesehen werden, 
daß Versorgungseinrichtungen dieser Art mit 
Zustimmung der beteiligten Kassenärztllchen 
Vereinigungen für mehrere Kassenärztliche 
Vereinigungen gemeinsam errichtet oder mit 
bestehenden Versorgungseinrichtungen ver- 
bunden werden können. Die Kassenärztllchen 
Bundesvereinigungen können mit Zustim- 
mung der Kassenärztllchen Vereinigungen In 
den Satzungen die Errichtung gemeinsamer 
Versorgungseinrichtungen vorsehen. 

(6) Die Kassenärztllchen Vereinigungen und 
die Kassenärztllchen Bundesvereinigungen 
werden durch ihre Vorstände gerichtlich und 
außergerichtlich vertreten. Die Satzung kann 
bestimmen, daß auch einzelne Vorstands- 
mitglieder die Vereinigungen vertreten kön- 
nen. Die Satzung kann mit Wirkung gegen 
Drifte Beschränkungen des Umfangs der 
Vertretungsmacht festlegen. 

§ 368 m 

(!) Die Kassenärztllchen Vereinigungen und 
die Kassenärztllchen Bundesvereinigungen 
haben die nach § 182 den Krankenkassen 
obliegende ärztlidie Versorgung sicherzu- 
stellen und den Krankenkassen und ihren 
Verbänden gegenüber nach näherer Bestim- 
mung der Bundesausschüsse die Gewähr dafür 
zu übernehmen, daß die kassenärztliche Ver- 
sorgung den gesetzlichen und vertraglichen 
Erfordernissen entspricht. Die Vereinigungen 
haben die Rechte der Kassenärzte gegenüber 
den Krankenkassen wahrzunehmen. Sie haben 
die Erfüllung der den Kassenärzten obliegen- 
den Pflichten zu überwachen und die Kassen- 
ärzte nötigenfalls unter Anwendung der in 
§ 368 1 Abs. 4 vorgesehenen Maßnahmen zu 
Ihrer Erfüllung anzuhalten. Mit Zustimmung 
der Aufsichtsbehörden können die Vereini- 
gungen weitere Aufgaben der ärztlichen Ver- 
sorgung, insbesondere für die Ersatzkassen 
und für andere Träger der Sozialversicherung 


übernehmen; die Übernahme Ist den Bundes- 
ausschüssen mitzuteilen. 

(2) Die auf Grund der Zulassung oder der 
Beteiligung (§ 368 a Abs. 5) in Kranken- 
häusern ausgeführten und In die Gesamtver- 
gütung einbezogenen ärztlichen Sachleistungen 
werden unbeschadet der Vergütung rein ärzt- 
licher Leistungen zwischen den Kassenärzt- 
lichen Vereinigungen und den Kranken- 
häusern außerhalb des Verteilungsmaßstabes 
(§ 368 f Abs. 1) nach Sätzen vergütet, die 
zwischen den Kassenärztllchen Vereinigun- 
gen und den Krankenhäusern oder deren 
Verbänden zu vereinbaren sind. Das 
gleiche gilt in den Fällen, in denen 
der leitende Krankenhausarzt als Kassenarzt 
nicht zugelassen oder nicht an der kassenärzt- 
lichen Versorgung beteiligt ist. Die Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen schließen mit den 
Universitäten Verträge über die Vergütung 
für Behandlung von Versicherten in den 
Polikliniken. 

(3) Die gesetz- und vertragsgemäße Durch- 
führung der kassenärztlichen Versorgung, 
die Überwachung der kassenärztlichen Tätig- 
keit und die Verteilung der kassenärztlichen 
Gesamtvergütung ist Angelegenheit der 
Kassenärztlichen Vereinigungen, auch soweit 
es sich um die Durchführung der von den 
Kassenärztlichen Bundesvereinigungen nach 
§ 368 g Abs. 3 geschlossenen Gesamtverträge 
handelt. Die Kassenärztlichen Bundesvereini- 
gungen haben die erforderlichen Richtlinien 
für die Durchführung der von Ihnen Im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit geschlossenen 
Verträge aufzustellen; sie haben Insbesondere 
die überbezirkliche Durchführung der kassen- 
ärztllchen Versorgung und den Zahlungsaus- 
gleich hierfür zwischen den Kassenärztlichen 
Vereinigungen zu regeln. Die Kassenärztllchen 
Bundesvereinigungen haben Richtlinien über 
Betriebs-, Wirtschafts- und Rechnungsführung 
der Kassenärztlichen Vereinigungen aufzu- 
stellen. 

(4) Zur Überwachung der Wirtschaftlich- 
keit der kassenärztllchen Versorgung im 
einzelnen errichten die Kassenärztlidien Ver- 
einigungen nach näherer Bestimmung der 
Satzung Prüfungsausschüsse. 

§ 368 n 

(1) Die Kassenärztllchen Vereinigungen und 
die Landesverbände der Krankenkassen bilden 
für den Bereich jeden Landes 

einen Landesausschuß der Ärzte und 
Krankenkassen und 
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einen Landesausschuß der Zahnärzte 
und Krankenkassen. 

Die Kassenärztlichen Bundesvereinigungen 
und die Spitzenverbände der Krankenkassen 
bilden 

einen Bundesausschuß der Ärzte und 
Krankenkassen und 

einen Bundesausschuß der Zahnärzte 
und Krankenkassen. 

(2) Die Bundesausschüsse bestehen aus 
einem Vorsitzenden, zwei weiteren unpartei- 
ischen Mitgliedern, sechs Vertretern der 
Ärzte, drei Vertretern der Ortskranken- 
kassen sowie je einem Vertreter der Betriebs- 
krankenkassen, der Innungskrankenkassen 
und der Landkrankenkassen. Über den Vor- 
sitzenden und die zwei weiteren unparteiischen 
Mitglieder sowie über die Stellvertreter sollen 
sich die Kassenärztlichen Bundesvereinigungen 
und die Spitzenverbände der Krankenkassen 
einigen; kommt eine Einigung nicht zustande, 
so beruft sie der Bundesminister für Arbeit 
auf Vorschlag der Kassenärztlichen Bundes- 
vereinigungen und der Spitzenverbände der 
Krankenkassen. Die Vertreter der Ärzte und 
ihre Stellvertreter werden von den Kassen- 
ärztlichen Bundesvereinigungen, die Ver- 
treter der Krankenkassen und ihre Stellver- 
treter von den Spitzenverbänden der Kranken- 
kassen bestellt. Unter den Vertretern der 
Ärzte muß ein in das Arztregister einge- 
tragener nichtzugelassener Arzt sein. 

(3) Die Landesausschüsse bestehen aus 
einem Vorsitzenden, zwei weiteren un- 
parteiischen Mitgliedern, sechs Vertretern der 
Ärzte, drei Vertretern der Ortskrankenkassen, 
je einem Vertreter der Betriebskrankenkassen, 
der Innungskrankenkassen und der Land- 
krankenkassen. Über den Vorsitzenden und 
die zwei weiteren unparteiischen Mitglieder 
sowie die Stellvertreter sollen sich die Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen und die Landesver- 
bände der Krankenkassen einigen; kommt 
eine Einigung nicht zustande, so beruft sie 
die für die Sozialversicherung zuständige 
oberste Verwaltungsbehörde des Landes auf 
Vorschlag der Kassenärztlichen Vereinigungen 
und der Landesverbände der Krankenkassen. 
Besteht in dem Bereich eines Landesausschusses 
ein Landesverband einer bestimmten Kassen- 
art nicht und verringert sich dadurch die Zahl 
der Vertreter der Krankenkassen, so ver- 
ringert sich entsprechend die Zahl der Ärzte. 
Die Vertreter der Ärzte und ihre Stellver- 
treter werden von den Kassenärztlichen Ver- 


einigungen, die Vertreter der Krankenkassen 
und ihre Stellvertreter werden von den Lan- 
desverbänden der Krankenkassen bestellt. 

(4) Die Mitglieder führen ihr Amt als 
Ehrenamt; sie sind an Weisungen nicht ge- 
bunden. Die Kosten der Landesausschüsse 
werden von den beteiligten Kassenärztlichen 
Vereinigungen und Verbänden der Kranken- 
kassen, die Kosten der Bundesausschüsse 
werden von den Kassenärztlichen Bundes- 
vereinigungen und den Spitzenverbänden der 
Krankenkassen je zur Hälfte getragen. Der 
Bundesminister für Arbeit bestimmt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates nach Anhörung der Kassenärzt- 
lichen Bundesvereinigungen und der Spitzen- 
verbände der Krankenkassen das Nähere über 
die Amtsdauer, die Amtsführung, die Erstat- 
tung der baren Auslagen und die Entschädi- 
gung für Zeitverlust der Ausschußmitglieder 
sowie über die Verteilung der Kosten. 

(5) Die Ausschüsse stellen für die Durch- 
führung ihrer Geschäfte eine Geschäftsord- 
nung auf; In dieser kann vorgesehen werden, 
daß bestimmte Aufgaben einem engeren Aus- 
schuß übertragen werden. 

(6) Die Aufsicht über die Geschäftsführung 
der Landesausschüsse führen die für die 
Sozialversicherung zuständigen obersten Ver- 
waltungsbehörden der Länder. Die Aufsicht 
über die Geschäftsführung der Bundesaus- 
schüsse führt der Bundesminister für Arbeit. 
§ 368 b Abs. 7 Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 368 o 

(1) Die Bundesausschüsse beschließen die 
zur Sicherung der kassenärztlichen Versor- 
gung erforderlichen Bestimmungen über 

1. die Gewähr für eine ausreichende, zweck- 
mäßige und wirtschaftliche Versorgung 
der Kranken, insbesondere über die Ein- 
führung neuer Untersuchungs- und Heil- 
methoden, die Gewährung ärztlicher Sach- 
leistungen, die Verordnung von Arznel- 
und Heilmitteln, die Verordnung von 
Krankenhauspflege sowie die Beurteilung 
der Arbeitsunfähigkeit, 

2. die Verhütung übermäßiger Inanspruch- 
nahme der Krankenkassen. 

(2) Die von den Bundesausschüssen be- 
schlossenen Bestimmungen sind dem Bundes- 
minister für Arbeit vorzulegen. Er kann sie 
Innerhalb von zwei Monaten beanstanden. 
Kommen die für die Sicherstellung der kassen- 



ärztlichen Versorgung notwendigen Beschlüsse 
der Bundesausschüsse nicht zustande oder 
werden die Beanstandungen des Bundes- 
ministers für Arbeit nicht innerhalb der von 
ihm gesetzten Frist behoben, so erläßt der 
Bundesminister für Arbeit durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die erforderlichen Vorschriften. 

(3) Die Kassenärztlichen Vereinigungen und 
die Verbände der Krankenkassen haben in 
ihre Satzungen Bestimmungen aufzunehmen, 
nach denen die in Absatz 1 genannten Be- 
schlüsse für ihre Mitglieder verbindlich sind. 

(4) Zur Sicherung gleichmäßiger, zweck- 
mäßiger und angemessener Verträge über die 
kassenärztliche Versorgung (§ 368 g) können 
die Bundesausschüsse Richtlinien für den Ab- 
schluß und den Inhalt dieser Verträge auf- 
stellen. 

§ 368 p 

(1) Die Landesausschüsse sollen die bezirk- 
liche und örtliche enge Zusammenarbeit zwi- 
schen Ärzten und Krankenkassen, sowie das 
Zusammenwirken des vertrauensärztlichen 
Dienstes mit Ärzten und Krankenkassen 
fördern. 

(2) Die Landesausschüsse stellen für ihren 
Bezirk Richtlinien auf, welche die der Bundes- 
ausschüsse nach den bezirklichen Bedürfnissen 
ergänzen. 

(3) Die Landesausschüsse sollen Anregungen 
für die Durchführung von Maßnahmen nach 
§ 187 Nr. 2 und 4 und für die Zusammen- 
arbeit der Kassenärztlichen Vereinigungen 
und der Krankenkassen mit den übrigen 
Trägern der Sozialversicherung und den Ge- 
sundheitsämtern auf dem Gebiet der allge- 
meinen Krankheitsverhütung und der Ge- 
sundheitspflege geben." 

3. Die §§ 370, 370a, 372, 373, 374 fallefi weg. 

Artikel 2 

Ergänzung des Sozialgerichtsgesetzes 

Hinter § 57 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) 
vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1239) wird folgender § 57 a eingefügt: 

„§ 57a 

In Angelegenheiten des Kassenarztrechts 
ist, wenn es sich um Fragen der Zulassung 
handelt, das Sozialgericht zuständig, in dessen 
Bezirk die Kassenarztstelle liegt, im übrigen 


das Sozialgericht, in dessen Bezirk die Kassen- 
ärztliche Vereinigung ihren Sitz hat." 

Artikel 3 
Geltung im Lande Berlin 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Lande Berlin mit folgenden Besonderheiten: 

1. Die Aufgaben der Landesverbände der Orts- 
krankenkassen nimmt im Lande Berlin die 
Krankenversicherungsanstalt Berlin wahr. 

2. Die bisherige Möglichkeit, ärztliche Behand- 
lung auch in den am 1. Januar 1954 vor- 
handenen Eigeneinrichtungen zu gewähren, 
bleibt unberührt. 

(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund der in 
diesem Gesetz enthaltenen Ermächtigung erlas- 
sen werden, gelten im Lande Berlin naA § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 4 

Übergangs- und SAlußvorsAriften 

§ 1 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage naA seiner 
Verkündung In Kraft. 

(2) Mit dem glelAen Tage treten die bisheri- 
gen bundes- und landesreAtllAen VorsAriften 
über das KassenarztreAt außer Kraft, soweit in 
den folgenden VorsAriften niAts AbweiAen- 
des bestimmt ist. 

§2 

(1) Die In den Ländern bestehenden Vereini- 
gungen der Kassenärzte und Kassenzahnärzte 
werden mit dem Inkrafttreten des Gesetzes Kas- 
senärztliAe bzw. KassenzahnärztliAe Vereini- 
gungen im Sinne des § 368 i Abs. 1. 

(2) Soweit der BerelA einer Vereinigung von 
den Im § 368 i Abs. 1 gezogenen Grenzen ab- 
weiAt, kann es bis zur HöAstdauer von zwei 
Jahren naA Inkrafttreten des Gesetzes dabei 
verbleiben, für die spätere Zeit nur mit Zustim- 
mung der für die SozialversIAerung zuständigen 
obersten Verwaltungsbehörden der beteiligten 
Länder. 

(3) Für die Organe gilt § 3 Abs. 2 entspre- 
Aend. 

§3 

(1) Die Kassenärztli Ae Bundesvereinigung und 
die KassenzahnärztliAe Bundesvereinigung wer- 
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den mit Inkrafttreten dieses Gesetzes Bundes- 
verelnigungcn im Sinne des § 368 i Abs. 2. 

(2) Die nach den bisherigen Satzungen be- 
stehenden Mitgliederversammlungen und Vor- 
stände der in Absatz 1 bezeichneten Vereini- 
gungen gelten mit dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes als Vertreterversammlungen und Vor- 
stände der Bundesvereinigung im Sinne des 
§ 368 k Abs. 1. 

§4 

(1) Die Satzung nach § 368 1 Abs. 1 Ist erst- 
malig Innerhalb von sechs Monaten nach Inkraft- 
treten des Gesetzes zu beschließen. 

(2) Die Organe nach § 368 k Abs. 1 sind erst- 
malig innerhalb von drei Monaten nach Geneh- 
migung der Satzung zu wählen. 

§5 

(1) Die Kassenärztlichen Vereinigungen und 
die Kassenärztliche Bundesvereinigung sind ge- 
meinsam entsprechende Einrichtung im Sinne 
des § 61 des Gesetzes zur Regelung der Rechts- 
verhältnisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen in der Fassung vom 
1. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1287) 
gegenüber der Kassenärztlichen Vereinigung 
Deutschlands (Nr. 47 der Anlage A zu § 2 
Abs. 1 des vorbezelchneten Gesetzes). Oberste 
Dienstbehörde im Sinne des § 60 des Gesetzes 
ist der Vorstand der Kassenärztlichen Bundes- 
vereinigung. 

(2) Die Kassenzahnärztlichen Vereinigungen 
und die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung 
sind gemeinsam entsprechende Einrichtung im 
Sinne des § 61 des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen In der 
Fassung vom 1. September 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1287) gegenüber; der Kassen- 
zahnärztlichen Vereinigung Deutschlands und 
der Kassendentistischen Vereinigung Deutsch- 
lands (Nr. 48 und 49 der Anlage A zu § 2 
Abs. 1 des vorbezelchneten Gesetzes). Oberste 
Dienstbehörde im Sinne des § 60 des Gesetzes 
ist der Vorstand der Kassenärztlichen Bundes- 
vereinigung. 

§6 

(1) Die Kassenärztliche Vereinigung Deutsch- 
lands wird mit Inkrafttreten dieses Gesetzes auf- 
gelöst. Ihr Vermögen (Eigentum und alle son- 
stigen Vermögensrechte) mit Einschluß der aus 
Mitteln dieses Vermögens nach dem 8. Mai 1945 


für die Kassenärztliche Vereinigung Deutsch- 
lands erworbenen Vermögensredite gehen auf 
die Kassenärztliche Bundesvereinigung über, so- 
weit in diesem Gesetz Abweichendes nicht be- 
stimmt ist. 

(2) Das Eigentum an Grundstücken, das an- 
läßlich der Bildung der Kassenärztlichen Ver- 
einigung Deutschlands nicht infolge rechtsge- 
schäftlichen Erwerbs auf diese übergegangen ist, 
geht auf diejenige Kassenärztliche Vereinigung 
über, in deren Bezirk das Grundstück gelegen 
ist. Für sonstige dingliche Rechte an Grundstük- 
ken gilt Satz 1 entsprechend. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für 
Rechte, die durch Gesetz für unübertragbar oder 
nur auf Grund besonderer Vereinbarungen für 
übertragbar erklärt sind. 

(4) Hat eine Kassenärztliche Vereinigung be- 
wegliche Sachen der Kassenärztlichen Vereini- 
gung Deutschlands in Besitz, so geht das Eigen- 
tum auf sie über. 

(5) Die Wirksamkeit von rechtsgeschäftlichen 
Verfügungen, die über Vermögensrechte der in 
Absätzen 1 bis 3 bezeichneten Art vor dem 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes ge- 
troffen worden sind, bleibt unberührt. Ding- 
liche Rechte an Grundstücken und sonstigen 
Sachen und Rechten bleiben bestehen. Rücker- 
stattungsansprüche bleiben unberührt. 

^ §7 

(1) Die Verbindlichkeiten der Kassenärztlichen 
Vereinigung Deutschlands gehen auf die Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen und die Kassenärztliche 
Bundesvereinigung als Gesamtschuldner über. 
In ihrem Verhältnis untereinander hat diejenige 
Vereinigung, auf die ein Grundstück oder ein 
Recht an einem Grundstück übergeht, die Ver- 
bindlichkeiten zu tragen, die mit dem Grund- 
stück oder dem Recht In unmittelbarem wirt- 
schaftlichem Zusammenhang stehen. Im übrigen 
hat In ihrem Verhältnis untereinander jede Ver- 
einigung die Verbindlichkeiten der Kassenärzt- 
lichen Vereinigung Deutschlands anteilig zu tra- 
gen; die Höhe der Anteile Ist durch die Satzung 
der Kassenärztlichen Bundesvereinigung zu be- 
stimmen. 

(2) Durch den Schuldübergang werden, ab- 
gesehen von der Änderung In der Person des 
Schuldners, die Rechte des Gläubigers, Insbeson- 
dere seine Ansprüche gegen einen Bürgen, so- 
wie seine Rechte aus einem Pfandrecht, einer 
Hypothek oder einer sonstigen Sicherheit, nicht 
berührt; § 418 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
findet keine Anwendung. 
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§8 

Soweit Eigentum an einem Grundstück nadi 
§ 6 übergeht, genügt zum Nachweis des Über- 
gangs des Eigentums gegenüber dem Grund- 
buchamt eine Bescheinigung der Aufsichts- 
behörde. Dies gilt für sonstige im Grundbuch 
eingetragene Rechte entsprechend. 

§9 

Gerichtsgebühren und andere Abgaben, die 
aus Anlaß und in Durchführung der Vorschrif- 
ten der §§ 5 bis 8 entstehen, werden nicht er- 
hoben; bare Auslagen bleiben außer Ansatz. 

§ 10 

Die Kassenzahnärztliche Vereinigung Deutsch- 
lands und die Kassendentistische Vereinigung 
Deutschlands werden aufgelöst. Das Eigentum 
geht auf die Kassenzahnärztliche Bundesvereini- 
gung und die Kassenzahnärztlichen Vereinigun- 
gen über; die §§ 5 bis 9 gelten entsprechend. 

§ 11 

(1) Die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes 
auf Grund der bisherigen Bestimmungen aus- 
gesprochenen Zulassungen zur kassenärztlichen 
Tätigkeit gelten als Zulassungen im Sinne dieses 
Gesetzes; die Zulassungsordnungen regeln, ob 
und unter welchen Voraussetzungen bisher aus- 
gesprochene widerrufliche Beteiligungen (vor- 
übergehende Zulassungen) als Zulassungen aner- 
kannt werden oder als Beteiligungen im Sinne 
der neuen Zulassungsordnungen fortgelten oder 
widerrufen werden, 

(2) Bis zum Inkrafttreten der Zulassungsord- 
nungen nach § 368 c bleiben die in den Ländern 
bestehenden Regelungen über die Zulassung zur 
kassenärztlichen Tätigkeit in Kraft; Absatz 1 
gilt entsprechend. Anhängige Verfahren gehen 
mit der Errichtung der Zulassungsausschüsse und 
der Berufungsausschüsse (§ 368 b) auf diese über; 
bis dahin werden sie von den nach der bisheri- 
gen Regelung zuständigen Instanzen weiterge- 
führt; auf anhängige Verfahren sind die bisheri- 
gen Vorschriften weiter anzuwenden, soweit sie 
für die beteiligten Ärzte günstiger sind. 

§ 12 

Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes zwischen 
den bestehenden Vereinigungen der Kassenärzte 


und den, Krankenkassen und ihren Verbänden 
geltenden Verträge über die kassenärztliche Ver- 
sorgung bleiben in Kraft. Mit der Errichtung 
der Kassenärztlichen Bundesvereinigungen und 
der Kassenärztlichen Vereinigungen treten diese 
entsprechend ihrer Zuständigkeit nach § 368 g 
Abs. 2 und 3 in die Verträge ein. 

§ 13 

(1) Die Bestimmungen und Richtlinien des 
früheren Reichsausschusses für Ärzte und Kran- 
kenkassen und die vom früheren Reichsarbeits- 
minister an Stelle des Reichsausschusses erlas- 
senen Bestimmungen bleiben, soweit sie nicht 
durch die Vorschriften dieses Gesetzes überholt 
sind oder ihnen entgegenstehen, in Kraft, bis sie 
durch Bestimmungen oder Richtlinien der Bun- 
desausschüsse oder durch Bundesmantelverträge 
(§ 368 g Abs. 2 Satz 2) ersetzt werden. 

(2) Das gleiche gilt, soweit in den Ländern 
nach dem 8. Mai 1945 Bestimmungen und Richt- 
linien durch Stellen erlassen sind, welche die 
Aufgaben des früheren Reichsausschusses für 
Ärzte und Krankenkassen übernommen haben. 

§ 14 

(1) Als Zahnärzte im Sinne dieses Gesetzes 
gelten auch die gemäß § 123 RVO in der Fas- 
sung des § 22 des Gesetzes über die Ausübung 
der Zahnheilkunde vom 31. März 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 221) staatlich anerkannten Den- 
tisten. 

(2) Mit der Errichtung der Kassenzahnärzt- 
lichen Vereinigungen erlöschen die bestehenden 
Kassendentistischen Vereinigungen; ihre Rechte 
und Pflichten sowie ihr Vermögen gehen im 
Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf die Kas- 
senzahnärztlichen Vereinigungen über. Gebüh- 
ren und Steuern werden aus Anlaß dieses 
Rechtsüberganges nicht erhoben. 


Bonn, den 19. Mai 1954 

Dr. von Brentano und Fraktion 
Dr. Dehler und Fraktion 
Haasler und Fraktion 
Dr. von Merkatz und Fraktion 
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